
 
 Anlage 1 zum Beschluss vom 02.12.2020 

Betr.: Gem. Stäbelow, 2. Änderung des B-Plans Nr. 7 „Waldblick“  
Übersicht zur Beteiligung der Behörden/TöB gem. § 4 (1) BauGB (Scoping) 

 
Nr.     Anschrift Versand 

der Un-
terlagen 
am ... 

Anzahl 
der aus-
gegeb. 
Expl. 

Rücklauf 
vom ... 

Bedenken,  
Anregungen  

 
Berücksichtigung 

1. Amt f. Raumordnung und Landesplanung  
Region Rostock 

Doberaner Straße 114,  
18057 Rostock 

poststelle@afrlrr.mv-regierung.de 

14.02.20 
05.10.20 

1 
1 

@ 
@ 
 

09.03.20 - 

7.1 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 
-Archäologie und Denkmalpflege 
    Domhof 4/5 
    19055 Schwerin 
poststelle@kulturerbe-mv.de 

14.02.20 
05.10.20 

 @ 
@ 
 

-  

12. StALU Mittleres Mecklenburg  
An der Jägerbäk 3 
18069 Rostock  

poststelle@stalumm.mv-regierung.de 

14.02.20 
 
 
05.10.20 

1 
 
 
1 

@ 
 
 
@ 

16.03.20 - Hinweis auf geneh-
migte BImSchG-Anlage 
MVA Stäbelow) 

vollständig berücks. 
16. Landkreis Rostock 

Amt für Kreisentwicklung 
    August-Bebel-Str. 3 
   18209 Bad Doberan 
bauleitplanung@lkros.de 

14.02.20  
 
 
 
05.10.20 
24.10.20  

5 
 
 
 
2 

@ 
 
 
 
@ 
@ 

13.03.20 
 
 
19.03.20 
04.11.20 
30.11.20 

- Störpotenzial Stell-
platz, Anforderungen 
Ausgleich, Artenschutz 
- Stellplatzbedarf 
- Berichtigung FNP 

vollständig berücks. 
18. E.DIS Netz GmbH  

Regionalbereich Nord-Mecklenburg 
    Am Stellwerk 12 
    18233 Neubukow 
Planauskunft_N@e-dis.de 

14.02.20 
05.10.20 

 @
@ 

-  

20. Stadtwerke Rostock AG  
    PF 15 11 33 
    18063 Rostock 
netzauskunft@swrag.de 

14.02.20 
 
05.10.20 

 @ 
 
@ 

05.3.20 - Schutzstreifen beach-
ten 

21. WBV „Warnow Beke“ 
Neukirchener Weg 27 
18246 Jürgenshagen 
WBV_Warnow-Beke@t-online.de 

14.02.20 
05.10.20 

 @ 
@ 

-  

22. Warnow Wasser- und Abwasserverband 
    Carl-Hopp-Straße 1 
    18069 Rostock 
post@wwav.de 

14.02.20 
- 

 @ 
- 

06.03.20 - nicht berührt 

23. Nordwasser GmbH 
    Carl-Hopp-Str. 1 
    18069 Rostock 
info@nordwasser.de 

14.02.20 
- 

 @ 
- 

05.03.20 - nicht berührt 

24. Deutsche Telekom Technik GmbH  
    01059 Dresden 
Michael.Hoehn@telekom.de 

14.02.20 
- 

 @ 
- 

14.02.20 - 

33. Polizeiinspektion Güstrow 
    Schwaaner Str. 24 
    18273 Güstrow 
sbe-verkehr-pi.guestrow@polmv.de 

14.02.20 
- 

 @ 
- 

17.02.20 - 

 
 
 

mailto:Michael.Hoehn@telekom.de


Amt Warnow West, Bauverwaltung Gemeinde Stäbelow, B-Plan Nr. 07 / 2. Änderung                                 Anl. 1 zum Beschluss v. 02.12.2020 
Behandlung der Bedenken und Anregungen zum Vorentwurf v. 13.02.2020 / Entwurf v. 20.08.2020 

Lfd. Nr. TöB bzw. Bürger  Schreiben vom 
 

 1. 

12. StALU  16.03., 27.10.2020 
Bedenken und Anregungen Behandlung  
16.03.2020: 

 

 
 
27.10.2020: 

 

 
 
 
 
 
Die besagte SN v. 11.04.2008 enthielt keine Bedenkenäußerung zu wasserwirtsch. Belangen. 
 
 
 
Die Hinweise wird zur Kenntnisgenommen; Regelungsinhalte des B-Plans sind davon nicht berührt. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wurde in der Umweltprüfung berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden vollständig berücksichtigt. 
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Lfd. Nr. TöB bzw. Bürger  Schreiben vom 
 

 2. 

16. Landkreis Bad Doberan  13.03.2020, 19.03.2020 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 
 

 
 

 
 

 
 
Verkehrsbehörde (19.03.2020): 

 
 
 

 
 
Die besagte Grünfläche auf Flst. 194/8 ist in hinreichender Ausprägung angelegt. Das ursprüngliche Rege-
lungsziel ist erreicht. Für eine Lageanpassung der Grünflächen- bzw. Anpflanzfestsetzung besteht deshalb 
keine Veranlassung. 
Die Planbegründung wird in Pkt. I.6 um  eine Erläuterung bzgl. der geänderten Pflanzenliste ergänzt: Das An-
passungserfordernis bzgl. der Pflanzenliste (TF 3.11) ergibt sich aus der Vermeidung von giftigen bzw. dornigen 
Gehölzen an der Grenze zur Kita, deren Ansiedlung erst nachträglich aufgrund einer Baugebietserweiterung im 
Rahmen der 1. Planänderung erfolgte.  
 
 
 
Auf die Abweichungen zwischen FNP und B-Plan (Baugebiet MI 4) wurde im Entwurfsfassung der Begründung 
zur 2. Änderung eingegangen. Mit der Beschlussfassung über die 2. Planänderung wird eine Berichtigung des 
FNP (Stand 2. Änderung) gem. § 13a (2) BauGB wurde vorgenommen.  
 
Von der erwogenen Festsetzung zusätzlicher Parkstände an der Südseite des Schulweges wurde mit dem Ent-
wurf der 2.  Planänderung abgesehen. 
 
 
 
Die Hinweise der Naturschutzbehörde wurden in der Entwurfsfassung zur Begründung der 2. Planänderung be-
rücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
Unter Berücksichtigung des Hinweises werden mit der 2. Änderung Flächen für ein Ausweisung zusätzlicher 
Parkstände festgesetzt. 
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Lfd. Nr. TöB bzw. Bürger  Schreiben vom 
 

 3. 

16. Landkreis Bad Doberan  04.11.2020 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 
 

 
 

 
 

Verkehrliche Belange: 

 
 

Die Berichtigung des FNP wurde vorgenommen. Sie wird zusammen mit der Inkraftsetzung der B-Planänderung 
bekannt gemacht. 
 
 
 
 
- kein Erfordernis, s.o. 
 
 
 
 
 
 
Eine entsprechende Bewertung wurde im Umweltbericht ergänzt (Planbegründung Pkt. II.2.7). Ein Erfordernis 
für Schutzmaßnahmenentsteht nicht, da sowohl der fließende als auch der ruhende Hol-/Bringeverkehr zur Kita 
als wohngebietstypisch anzusehen sind und als typische Nutzungsart eines Wohngebietes keine schädliche 
Umwelteinwirkung darstellt. 
 
 
 
Eine Verwirklichung der konzipierten zusätzlichen Anbindung an die L10 ist zzt. nicht absehbar. Sofern sich 
künftig Umsetzungsmöglichkeiten abzeichnen, wird die Vereinbarkeit der hier zugelassenen Senkrechtpark-
stände mit der gepl. Erschließungsstraße neu geprüft und ggf. über eine Verlagerung der Parkstände entschie-
den. 
 
 
Die Planstraße A ist nach den Festsetzungen des B-Plans zulässig. Dies genügt als Voraussetzung für die Her-
stellung der zusätzlich zugelassenen Parkstände. Von der angeregten Darlegung weiterführender Überlegungen 
über die Umsetzungsstrategien wird deshalb abgesehen.  Dies kann der technischen Planung überlassen blei-
ben. 
 
 
Die für zusätzliche Parkstände festgesetzte MI-Fläche und die angrenzende Straße sind ohne den gegenüberlie-
genden Gehweg eine Gesamtbreite von 11 m. Dies ist ausreichend, um ohne Mitbenutzung des Gehweges ein- 
und auszuparken.  
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Lfd. Nr. TöB bzw. Bürger  Schreiben vom 
 

 4. 

16. Landkreis Bad Doberan  04.11.2020, 30.11.2020 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

Naturschutzbelange: 

 
 

30.11.2020

 

 
Der genaue Standort der zur Kompensation vorgesehenen Anpflanzung ist im Luftbild (s.u.) verzeichnet und 
wurde als Bildausschnitt in der Planbegründung ergänzt (Pkt. I.6). 

 

 
Bei dem Kompensationsstandort handelt es sich um eine Fläche mit Kriechrasen und Hochstaudenvegetation, 
die durch eine frei wachsende Feldhecke aufgewertet wird und i.S.v. § 1a (3) BauGB als ausreichender Aus-
gleich bewertet wird (vgl. Pkt. I.6 der Planbegründung). Die Wertbegründung von Eingriff und Ausgleich wurde 
in methodischer Anlehnung an die Hinweise zur Eingriffsregelung (LUNG 2018 – HzE) vorgenommen. Auf eine 
buchstabengetreue Umsetzung der HzE kommt es dabei nicht an. Entsprechend der Erlasslage v. 01.06.2018 
ist klarzustellen, dass die HzE in der behördlichen Handhabung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
zwar verbindlich anzuwenden sind. In der Bauleitplanung hingegen der Gemeinden ist die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung entsprechend dem Baurechtskompromiss des § 1a (3) BauGB in die Abwägung mit anderen 
Belangen einzustellen. Die Anwendung der HzE wird dabei empfohlen; sie ist nicht verpflichtend. Die HzE kön-
nen dabei – neben anderen – als geeignete Methode für die Sachverhaltsfeststellung angesehen werden. Die 
Entscheidung über Inhalt und Umfang von Ausgleichsmaßnahmen obliegt der Gemeinde und ist nicht an Vor-
gaben der HzE gebunden. Hiervon macht die Gemeinde Gebrauch.  
 
Die angeregte Festsetzung der Maßnahme außerhalb des Plangeltungsbereiches ist rechtlich unzulässig. Sie ist 
auch nicht erforderlich, da die Gemeinde als Eigentümerin der Grundstücksflächen mit Zulassung von zusätzli-
chen Eigriffen selbst ausgleichspflichtig ist. Zur Sicherung der Anstoßwirkung wurde jedoch i.S. der Anregung 
ein entsprechender Hinweis im Änderungsplan ergänzt, der es zuverlässig ermöglicht, die Ausgleichsmaß-
nahme als Nebenbestimmung in die Baugenehmigung bei Umsetzung der gepl. Kita-Erweiterung aufzuneh-
men. 
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 5. 

20. Stadtwerke Rostock AG 05.03.2020, 19.10.2020 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

Die Planänderung berührt weder die Versorgungsleitungen noch die bestehenden Hausanschlüsse. 
Für die Planänderung ergeben sich keine Berücksichtigungserfordernisse.  
 
Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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